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Über den Autor


Der Autor praktiziert als Rechtsanwalt mit eigener Kanzlei in Zürich und berät und vertritt Klienten unter anderem auch rund ums Geistige Eigentum. Bevor er 2000 das Anwaltspatent erlangt hat, war er als Gerichtsschreiber an einem zürcherischen Bezirksgericht tätig und studierte in Zürich und Chicago Rechtswissenschaft.


Dieses Buch ist als gedrucktes Buch und als E-Book erhältlich.






1. Einleitung


Willkommen


Dieses Buch ist auch für mich besonders. Ich habe schon Bücher zu rechtlichen Themen geschrieben, aber mit dem vorliegenden Buch verbinde ich mein Hobby – die Fotografie – mit meinem Beruf als Rechtsanwalt.


In einer Welt, in der jeder ein Smartphone in der Tasche trägt und jederzeit Fotos aufnehmen und teilen kann, ist es von entscheidender Bedeutung, die rechtlichen Aspekte der Fotografie zu verstehen. Ob Sie ein professioneller Fotograf, ein Hobbyfotograf oder jemand sind, der gerne Erinnerungen festhält, dieses Buch bietet Ihnen einen umfassenden Einblick in die Grundlagen des Fotorechts in der Schweiz.


Die Macht der Fotografie liegt in ihrer Fähigkeit, Geschichten zu erzählen, Emotionen einzufangen und die Welt aus verschiedenen Blickwinkeln zu betrachten. Doch mit dieser Macht kommen auch Verantwortung und rechtliche Implikationen. Von den Rechten der abgebildeten Personen über das Urheberrecht bis hin zu den Beschränkungen bei der Fotografie in bestimmten Situationen gibt es eine Vielzahl von rechtlichen Aspekten, die Fotografen kennen und respektieren sollten.


In diesem Leitfaden werde ich die Grundlagen des Fotorechts darstellen, wichtige Begriffe klären und Ihnen praktische Ratschläge und Empfehlungen geben, wie Sie Ihre fotografischen Werke schützen und rechtliche Fallstricke vermeiden können. Wir werden uns mit Themen wie der Zustimmung zur Verwendung von Bildern, der Verwendung von Fotografien in der Öffentlichkeit, dem Urheberrecht und den spezifischen Herausforderungen des digitalen Zeitalters befassen.


Dieses Buch richtet sich an Fotografen aller Erfahrungsstufen, von Anfängern bis hin zu Profis, und auch an Menschen, die einfach nur ihre Rechte als abgebildete Person verstehen möchten. Egal, ob Sie Porträts, Landschaften, Strassenszenen oder Kunstwerke fotografieren, das Wissen über das Fotorecht wird Ihnen helfen, Ihre Leidenschaft für die Fotografie frei und sicher auszuleben.


Bereiten Sie sich darauf vor, in die faszinierende Welt des Fotorechts einzutauchen und Ihre Kenntnisse über die rechtlichen Aspekte der Fotografie zu erweitern. Möge dieses Buch Ihnen helfen, Ihre fotografischen Talente zu entfalten und Ihre kreativen Werke auf solider rechtlicher Grundlage zu schaffen.


Ich bin gespannt auf Ihre Meinung zu diesem Buch. Über Kommentare und Anregungen würde ich mich freuen. Bitte wenden Sie sich per E-Mail an schwarz@anwaltskanzlei-schwarz.ch. Ihre Inputs werde ich dann gerne in einer allfälligen Neuauflage berücksichtigen.
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Inhalt


Dieses Buch folgt einem logischen Aufbau:




	Das Buch beginnt mit einer Einleitung, die Sie jetzt gerade lesen (1. Kapitel).


	Zuerst werden dann Fragen erörtert, welche sich vor einem Shooting stellen: Was müssen Sie in rechtlicher Hinsicht vorbereiten und abklären, bevor Sie mit dem Fotografieren loslegen (2. Kapitel)?


	Dann werden rechtliche Fragen beantwortet, welche sich beim Shooting selbst stellen: Fotografieren von Menschen, Fotografieren an bestimmten Standorten und von bestimmten Motiven (3.-5. Kapitel).


	Es folgen spezifische rechtliche Vorschriften in den Bereichen Bildjournalismus und Werbefotografie. Ich gebe auch einen kurzen Überblick über die Berufsbildung im Bereich der Fotografie (6.-8. Kapitel).


	Dann werden die rechtlichen Fragen behandelt, welche sich nach dem Vorliegen eines Bildes bzw. dessen Verwendung (Teilen und Veröffentlichen) stellen: Das sind dann vor allem Fragen des Urheberrechts, des Vertragsrechts und des Datenschutzes (9.-11. Kapitel).
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Im Anhang (12. Kapitel) finden Sie Hinweise auf weiterführende Informationen.





Hinweise zur Benutzung


Gesetze


Ich verweise im Buch jeweils auf Gesetzesartikel, falls Sie diese nachschlagen möchten. Die meisten in diesem Buch erwähnten Gesetze können Sie in der „Gesetzesausgabe Kommunikations- und Medienrecht“ nachschlagen, die ich herausgegeben habe. Mehr Informationen dazu finden Sie am Schluss des Buches. Sie können Gesetze aber auch auf der Webseite der Bundesverwaltung herunterladen.




[image: ]Weiterführende Links


fedlex.admin.ch (Bundesgesetze)





Um etwas Platz zu sparen, werden Gesetze immer mit ihrer Abkürzung bezeichnet. Die verwendeten Abkürzungen sind:




	BV = Bundesverfassung


	DSG = Datenschutzgesetz


	OR = Obligationenrecht


	StGB = Strafgesetzbuch


	URG = Urheberrechtsgesetz


	ZGB = Zivilgesetzbuch


	ZPO = Zivilprozessordnung





Gerichtsentscheide


Ich bin bemüht, möglichst klar anzugeben, was erlaubt ist und was nicht. Das ist nicht immer ganz einfach. Gesetzesartikel sind in der Regel sehr abstrakt formuliert. Nach der Lektüre einer Gesetzesvorschrift ist darum nicht immer ganz klar, ob etwas zulässig ist oder nicht. Hier helfen zwar Gerichtsurteile über konkrete Fälle, die entschieden worden sind. Gerichte haben aber immer nur Einzelfälle zu beurteilen. Viele Fragen wurden von Gerichten gar noch nie entschieden, oder es bestehen vielleicht sogar widersprüchliche Gerichtsurteile. Gerichte können ihre Praxis natürlich auch wieder ändern.


Fälle aus der Gerichtspraxis sind jeweils grau hinterlegt. Dabei handelt es sich um Zusammenfassungen von Gerichtsurteilen. Damit die Juristen unter Ihnen bei Bedarf eine Stelle in einem Urteil schneller auffinden können, verweise ich teilweise auf die sogenannten Erwägungen des Gerichts (im Text abgekürzt mit E.). Erwägungen sind somit Textpassagen eines Urteils.
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bger.ch →Rechtsprechung (Bundesgerichtsentscheide)





Disclaimer


Bitte beachten Sie, dass dieser Leitfaden keine rechtliche Beratung ersetzt. Wenn Sie spezifische Fragen zu einem individuellen Fall haben, ist es ratsam, sich an einen Rechtsanwalt zu wenden, der auf das Fotorecht spezialisiert ist. Der Beizug einer Anwältin oder eines Anwalts ist insbesondere auch bei der Prozessführung zu empfehlen.


Eine weitere Einschränkung, die ich machen muss: Meine Ausführungen gelten nur für die Schweiz und das Schweizer Recht. Wenn Sie – etwa auf Reisen – im Ausland fotografieren, müssen Sie natürlich die lokalen Vorschriften und Begebenheiten beachten. Dasselbe gilt in der Regel, wenn Sie Ihre Rechte im Ausland durchsetzen müssen (sogenanntes Schutzlandprinzip). Viele Fragen sind in ausländischen Rechtsordnungen jedoch ähnlich geregelt. In bestimmten Rechtsgebieten, wie etwas im Urheberrecht, sorgen zudem Staatsverträge für eine gewisse Vereinheitlichung. Trotzdem können wichtige Unterschiede bestehen.


Grundrechte und ihre Einschränkung


Die Bündner Gemeinde Savognin im Albulatal erliess Ende Mai 2017 ein Fotografierverbot. Die Gemeindeverwaltung formulierte dieses Verbot wie folgt:




„Fotos unserer pittoresken Landschaft, die auf sozialen Medien geteilt werden, können andere Menschen unglücklich machen, weil sie selbst gerade nicht hier sein können.


Widerhandlungen gegen das Verbot werden mit einer Busse in Höhe von CHF 5.- bestraft. Das Bussgeld fliesst vollumfänglich in den Alpenschutz.“





Nicht ganz unerwartet entpuppte sich die Aktion als Werbegag. Dieser ist gelungen, denn sogar ausländische Zeitungen berichteten über das Fotografierverbot.


Rechtlich gesehen wäre ein solches totales Fotografierverbot nicht haltbar. Dass jeder Fotografieren als Hobby ausüben darf, fällt unter den Schutz der persönlichen Freiheit (Art. 10 BV). Die freie Berufswahl, und somit das Recht, den Beruf eines Fotografen zu ergreifen, wird durch die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) gewährleistet. Nicht zu vergessen ist die Kunstfreiheit (Art. 21 BV), welche natürlich auch die Fotografie als Kunstform abdeckt. Zu erwähnen ist schliesslich die Medienfreiheit (Art. 17 BV), welche einen freien (Bild-)Journalismus ermöglicht. Fotografieren wird also durch mehrere verfassungsmässig garantierte Grundrechte geschützt. Diese Rechte dürfen nur aus triftigen Gründen eingeschränkt werden (Art. 36 BV). Der von der Gemeinde Savognin angeführte Grund, dass andere Menschen beim Betrachten der Fotos in den sozialen Medien unter Umständen unglücklich werden, weil sie selbst nicht vor Ort sein können, zählt natürlich nicht als triftiger Grund.


Die aufgeführten Grundrechte sind auch von der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) garantiert.


Fotorecht besteht darum vor allem aus Einschränkungen. Im Unterschied zum Beispiel der Gemeinde Savognin kann es durchaus Umstände geben, welche es rechtfertigen, das Fotografieren von bestimmten Motiven zu verbieten oder aber die Verbreitung von bestimmten Fotos einzuschränken. Solche Verbote oder Einschränkungen können sich etwa aus dem Persönlichkeitsschutz (Recht am eigenen Bild) oder aus dem Urheberrecht (Recht des Fotografen an seinem Bild) ergeben. Mehr dazu erfahren Sie in den folgenden Kapiteln.


Zivilrecht versus öffentliches Recht


Bei der Lektüre dieses Buches werden Sie sehen, dass viele Themen zwei Seiten haben: eine zivil- oder privatrechtliche einerseits und eine öffentlichrechtliche anderseits.




	Zivilrecht (oder Privatrecht) regelt die Rechtsverhältnisse zwischen Personen, wobei dies Menschen (natürliche Personen) oder Gesellschaften, Vereine etc. (juristische Personen) sein können. Um zivilrechtliche Ansprüche durchzusetzen, muss an einem Zivilgericht geklagt werden. Bei einem Zivilprozess stehen sich stets Privatpersonen (natürliche oder juristische Personen) gegenüber: Eine Person klagt gegen eine andere.


	Wir werden sehen, dass es auch bestimmte Organe der Selbstregulierung gibt, welche Streitfälle entscheiden können. Diese Streitbeilegungs-Mechanismen gehören ebenfalls ins Zivilrecht.


	Das Öffentliche Recht regelt dagegen die Rechtsverhältnisse zwischen natürlichen oder juristischen Personen und dem Staat. Zum öffentlichen Recht gehört auch das Strafrecht: In einem Strafverfahren erhebt der Staatsanwalt vor Gericht Anklage gegen eine natürliche oder juristische Person, oder er erlässt einen Strafbefehl.


	
Ein Teil des öffentlichen Rechts ist das Verwaltungsrecht. Dieses regelt die Beziehung zwischen Personen und der Verwaltung einer Gemeinde, eines Kantons oder des Bundes. Um Verwaltungsrecht geht es vor allem dann, wenn eine behördliche Bewilligung erforderlich ist (etwas für Fotoaufnahmen auf öffentlichem Grund) oder wenn es um die Verleihung eines Berufstitels geht.





Der Persönlichkeitsschutz kann etwa eine zivilrechtliche oder eine öffentlich-rechtliche Seite haben. Wenn jemand ungewollt fotografiert wird, kann diese Person eine Persönlichkeitsverletzung geltend machen (Zivilrecht bzw. zivilrechtlicher Persönlichkeitsschutz) oder eine Strafanzeige wegen einer „Verletzung des Geheim- oder Privatbereichs durch Aufnahmegeräte“ stellen (öffentliches Recht bzw. strafrechtlicher Persönlichkeitsschutz). Mehr dazu erfahren Sie im 3. Kapitel.


Oder das Hausrecht: Aufgrund des Hausrechts kann der Eigentümer oder Mieter verbieten, dass in seinem Haus oder seiner Wohnung fotografiert wird (Zivilrecht). Er kann aber auch eine Strafanzeige wegen Hausfriedensbruchs stellen (öffentliches Recht). Mehr dazu erfahren Sie im 4. Kapitel.


Auch aus unlauterem Wettbewerb können sich zivilrechtliche Ansprüche (Klage am Zivilgericht) oder strafrechtliche Ansprüche (Strafanzeige) ergeben. Weitere Informationen dazu folgen im 7. Kapitel.


Grundsätze Zivilverfahren


Im Zivilrecht gilt der Grundsatz, dass der Kläger entscheidet, ob er ein Verfahren in die Wege leitet oder nicht. Bleibt der Kläger passiv oder entscheidet er sich (zum Beispiel wegen der Risiken oder wegen dem hohen Aufwand und der Kosten) gegen ein Verfahren, bleibt eine Rechtsverletzung ungesühnt („Wo kein Kläger ist, da ist auch kein Richter.“).


Eine Zivilklage startet in der Regel mit einem Schlichtungsgesuch an die Schlichtungsbehörde (Art. 202 ZPO). Die Bezeichnung ist von Kanton zu Kanton unterschiedlich. Die Schlichtungsbehörde wird auch Schlichtungsstelle, Friedensrichteramt oder Vermittleramt oder ähnlich genannt. Nach Eingang des Schlichtungsgesuchs führt die Schlichtungsbehörde eine Schlichtungsverhandlung durch (Art. 203 ZPO). An dieser Verhandlung wird versucht, die Parteien zu einer Einigung (sogenannter Vergleich) zu bewegen. Kommt keine Einigung zustande, stellt die Schlichtungsbehörde die sogenannte Klagebewilligung aus (Art. 209 ZPO). Mit dieser kann dann innerhalb von drei Monaten beim unteren kantonalen Gericht (Bezirksgericht oder Kreisgericht, in kleinen Kantonen auch Kantonsgericht) eine Klage eingereicht werden.


Je nach Streitwert wird das Verfahren schriftlich oder mündlich geführt. Bis zu einem Streitwert von CHF 30’000 ist das Verfahren in der Regel mündlich, darüber schriftlich (Art. 243 ZPO).


Ein Urteil des unteren kantonalen Gerichts kann in der Regel noch ans obere kantonale Gericht (Obergericht) weitergezogen werden (Art. 308 ff. ZPO). Falls der Streitwert genügend hoch ist (in der Regel mindestens CHF 30’000) ist am Schluss noch ein Weiterzug ans Bundesgericht in Lausanne möglich (dies ist nicht in der ZPO geregelt sondern im Bundesgerichtsgesetz, BGG).


Im Urheberrecht muss nach der ZPO direkt beim oberen kantonalen Gericht (Obergericht, Handelsgericht) geklagt werden. Im Urheberrecht entscheidet darum nur eine einzige kantonale Instanz. Dafür ist der Weiterzug ans Bundesgericht immer möglich. Seit dem 1. Januar 2025 kann neu auch im Urheberrecht ein Schlichtungsverfahren stattfinden, falls der Kläger dies möchte (Art. 5 und 199 ZPO).


Falls Sie mehr über Zivilprozesse erfahren möchten, kann ich Ihnen mein Buch „Erfolgreich vor Gericht“ empfehlen. Mehr Informationen erhalten Sie über den nachfolgenden Link oder den QR-Code am Schluss des Buches.




[image: ]Weiterführende Links


anwaltskanzlei-schwarz.ch/publikationen (weitere Bücher von mir)
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Grundsätze Strafverfahren


Gewisse Gesetze, allen voran das StGB, aber auch das UWG und das URG sehen ausdrücklich Strafbestimmungen vor. In den folgenden Kapiteln weise ich auf solche Strafbestimmungen hin.


Ein Strafverfahren wird durch eine Strafanzeige bei der Polizei oder bei der Staatsanwaltschaft eingeleitet, worauf ein Staatsanwalt oder die Polizei ermittelt. In leichteren Fällen erlässt der Staatsanwalt einen Strafbefehl, in schwereren Fällen hat das Gericht zu entscheiden, nachdem der Staatsanwalt Anklage erhoben hat (natürlich nur, wenn das Verfahren nicht bereits im Untersuchungsstadium stecken bleibt und eingestellt wird).


Alle in diesem Buch aufgeführten Delikte sind als sogenannte Antragsdelikte ausgestaltet. Dies bedeutet, dass innerhalb von drei Monaten ein Strafantrag zu stellen ist, ansonsten das Delikt nicht verfolgt wird. Die Frist beginnt mit dem Tag, an welchem der antragsberechtigten Person der Täter bekannt wird (Art. 30 ff. StGB). Dies im Gegensatz zu sogenannten Offizialdelikten, welche von Amtes wegen verfolgt werden. Es sollte darum mit einer Strafanzeige nicht zu lange zugewartet werden, falls ein solches Antragsdelikt zur Diskussion steht.


Grundsätze Verwaltungsverfahren


Verwaltungsverfahren beginnen in der Regel mit einem Bewilligungsgesuch. Wird dem Gesuch nicht entsprochen, kann der ablehnende Entscheid meistens bei einem Verwaltungsgericht angefochten werden.


Grundsätze Verfahren der Selbstregulierung


Diese Verfahren lernen wir im 6. Kapitel (Verfahren vor dem Schweizer Presserat) und im 7. Kapitel (Verfahren vor der Schweizerischen Lauterkeitskommission) näher kennen.









2. Vor dem Shooting


Aufgrund der Einleitung wissen Sie ja, dass dieses Buch der Entstehungsgeschichte einer Fotografie folgt. Vor dem Shooting sollten Sie sich in rechtlicher Hinsicht folgende drei Punkte überlegen:


Vertrag mit dem Kunden


Falls Sie Ihre Fotos im Auftrag eines Kunden anfertigen, sollten Sie zuerst einen Vertrag ausarbeiten und dem Kunden zur Unterzeichnung zusenden, allenfalls verbunden mit Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Allermindestens sollten Sie einen Auftrag des Kunden schriftlich bestätigen (Auftragsbestätigung). Eine ausführliche Beschreibung finden Sie im 10. Kapitel zum Vertragsrecht.


Model Release


Im 3. Kapitel „Personen fotografieren“ werden wir sehen, dass in der Regel eine Genehmigung der abgebildeten Person vorliegen muss, wenn Sie diese fotografieren. Eine solche Genehmigung wird auch als „Model Release“ bezeichnet. Je nachdem sollten Sie solche Genehmigungen vorbereiten, damit Sie diese von den Models am Shooting unterzeichnen lassen können. Alles Wissenswerte über „Model Releases“ finden Sie im genannten Kapitel.


Location Release bei Fotografieren auf Privatgrund


Falls Sie ein Shooting auf Privatgrund planen, sollten Sie sich frühzeitig erkundigen, ob sie Eine Genehmigung des Grundstückeigentümers oder Mieters benötigen. Eine solche Genehmigung nennt man „Location Release“ (oder „Property Release“). Im 4. Kapitel zum Standort erfahren Sie alles Wissenswerte dazu.


Bewilligung bei Fotografieren auf öffentlichem Grund


Falls Sie ein Shooting auf öffentlichem Grund (Strassen und Plätze, Parks etc.) planen, sollten Sie sich frühzeitig erkundigen, ob Sie dafür eine Bewilligung der Standortgemeinde benötigen, was in der Regel nur bei umfangreichen Shootings der Fall ist, und gegebenenfalls eine solche einholen. Im 4. Kapitel zum Standort erfahren Sie alles Wissenswerte dazu.









3. Shooting: Personen


Einleitung


Abgebildete Personen verfügen über Persönlichkeitsrechte, was Auswirkungen auf die Erstellung und die Verwendung von Fotografien hat. Besprochen wird zunächst der zivilrechtliche Persönlichkeitsschutz und danach der strafrechtliche Persönlichkeitsschutz.


Zivilrechtlicher Persönlichkeitsschutz


Recht am eigenen Bild


Der Persönlichkeitsschutz ist im ZGB geregelt. Was den Begriff der Persönlichkeit genau beinhaltet, steht nicht im ZGB. Der Gesetzgeber hat es den Gerichten überlassen, den Begriff der geschützten Persönlichkeit zu definieren. Die Gerichte haben den Schutzbereich in Entscheiden genauer umschrieben. Der Persönlichkeitsschutz umfasst nach der Rechtsprechung folgende Bereiche:




	Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit


	Recht auf psychische Integrität


	Recht auf Achtung der Privatsphäre


	
Recht auf informationelle Selbstbestimmung


	Recht auf Ehre


	Recht am eigenen Bild


	Recht an der eigenen Stimme





Persönlichkeitsrechte sind sogenannte absolute Rechte. Dies bedeutet, dass diese Rechte gegenüber jedermann geltend gemacht werden können. Es braucht keine bestimmte Rechtsbeziehung zu dieser Person (wie z.B. einen Vertrag). Rechte, welche nur aufgrund einer besonderen Rechtsbeziehung geltend gemacht werden können, werden darum im Gegensatz dazu als „relative Rechte“ bezeichnet.


Alle Menschen haben Persönlichkeitsrechte bzw. geniessen Persönlichkeitsschutz. Nationalität und Alter etc. spielen keine Rolle. Auch Kinder geniessen Persönlichkeitsrechte.


Im Fotorecht geht es natürlich um den Aspekt des Rechts am eignen Bild. Im sogenannten Google Street View Entscheid (BGE 138 II 346) definiert das Bundesgericht das Recht am eigenen Bild folgendermassen:




„Das Recht am eigenen Bild ist das Selbstbestimmungsrecht, das vor widerrechtlicher Verkörperung des eigenen Erscheinungsbildes schützt. Es umfasst zwei inhaltlich verschiedene Rechte: einerseits einen Abwehranspruch gegen gezieltes, auf Identifikation und Ausforschung gerichtetes Erstellen von Fotos und Videoaufzeichnungen, andererseits ein Recht auf Selbstbestimmung des Menschen bezüglich der Veröffentlichung des eigenen Bildes, insbesondere des Porträts, und seiner Verwendung in kommerzieller oder politischer Werbung. Gleichermassen soll das Recht auf Achtung der Privatsphäre verhindern, dass jede private Lebensäusserung, die in der Öffentlichkeit stattfindet, wie zum Beispiel ein Abschiedskuss auf der Strasse oder die Beerdigung eines Menschen der Allgemeinheit bekannt wird. Der Einzelne soll sich nicht dauernd beobachtet fühlen, sondern – in gewissen Grenzen – selber bestimmen dürfen, wer welches Wissen über ihn haben darf bzw. welche personenbezogenen Begebenheiten und Ereignisse des konkreten Lebens einer weiteren Öffentlichkeit verborgen bleiben sollen. Da mit Hilfe elektronischer Datenverarbeitung personenbezogene Informationen in beliebigem Umfang gespeichert, verknüpft und reproduziert werden können, lassen sich auch an sich harmlose Informationen, die ohne Weiteres der Öffentlichkeitssphäre zuzurechnen wären, zu eigentlich schützenswerten Persönlichkeitsprofilen verdichten.“
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